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Amtlicher Theil. 
I. Verfügungen und Bekanntmachungen des Landraths. 


1. Nach 8 107 des Reichsgeſetzes vom 1. Juni 1891, betreffend Abänderung der Gewerbe⸗ 
ordnung, welches mit dem 1. April 1892 in Kraft tritt, dürfen minderjährige Perſonen, welche 
zum Beſuche der Volksſchule nicht mehr verpflichtet ſind, d. h. alſo die aus der Schule entlaſſenen 
Perſonen bis zum vollendeten 21 Lebensjahre, Falls fie nicht früher für großjährig erklärt worden, 
als Arbeiter nur dann beſchäftigt werden, wenn fie mit einem Arbeitsbuche verſehen find, 

Zu den gewerblichen Arbeitern gehören auch die Arbeiter in Hüttel werken, auf Zimmer⸗ 
plätzen und Bauhöfen, ſowie auf Werften. Ferner gehören zu den gewerblichen Arbeitern im 

inne dieſer Beſtimmung auch die Betriebsbeamten, Werkmeiſter und Techniker. 

Dagegen findet die Beſtimmung nach § 154 des Geſetzes keine Anwendung auf Gehilfen 
und Lehrlinge in Apotheken und in Handelsgeſchäften. 

Nach der von dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe unterm 26. Februar 1892 
erlaſſenen Ausführungsanweiſung zum Geſetz ſind zu den gewerblichen Arbeitern im Sinne des 
Geſetzes unter Anderen nicht zu rechnen und zur Führung eines Arbeitsbuches nicht verpflichtet: 

1. Kinder, welche bei ihren Angehörigen und für dieſe, und zwar nicht auf Grund eines 

Arbeitsvertrages mit gewerblichen Arbeiten beſchäftigt ſind, 
2. Perſonen, welche im Geſindeverhältniſſe ſtehen, 
3. den mit gewöhnlichen auch außerhalb des Gewerbes vorkommenden Arbeiten beſchäftigten 
Tagelöhner und Handarbeiter. b 
a Jedoch iſt Perſonen, welche nach Auffaſſung der Behörde vermöge der Art ihrer Be⸗ 
ſchäftigung eines Arbeitsbuches nicht bedürfen, die Ausſtellung eines ſolchen, wenn ſie von ihnen 
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beantragt wird, nicht zu verweigern. Die Arbeitsbücher werden von den Ortspolizeibehörden 
ausgeſtellt, im hieſigen Kreiſe alſo von den Herren Amtsvorſtehern und haben dieſelben 
über die ausgeſtellten Arbeitsbücher ein für jedes Kalenderjahr abſchließendes Verzeichniß nach 
einem vorgeſchriebenem Formular zu führen. Die Arbeitsbücher müſſen vom 1. April 1892 an 
nach einem von dem Herrn Reichskanzler feſtgeſtellten Formular ausgefertigt werden und dem 
Mufter im Formular, Papier und Druck entſprechend eingerichtet fein. Die Arbeitsbücher für 
männliche Arbeiter müſſen immer blauen Umſchlag, diejenigen für weibliche Arbeiter einen braunen 
Umſchlag haben. 

Die Ortspolizeibehörde hat Arbeitsbücher nur für ſolche Arbeiter auszustellen, welche in 
dem Polizeibezirk entweder ihren letzten dauernden Aufenthalt gehabt. oder ihren erſten deutſchen 
Arbeitsort gewählt haben. Die Ausſtellung eines Arbeitsbuches darf überdies nur erfolgen, wenn 
glaubhaft gemacht wird: 


daß für den Arbeiter bis dahin ein Arbeitsbuch noch nicht ausgeſtellt, oder daß das 
für ihn ausgeſtellte Arbeitsbuch vollſtändig ausgefüllt oder nicht mehr brauchbar oder 
verloren gegangen oder vernichtet iſt, 


oder daß von dem Arbeitgeber unzuläſſige Merkmale, Eintragungen oder Vermerke 
in oder an dem Arbeitsbuche gemacht find, 


oder daß von dem Arbeitgeber ohne rechtmäßigen Grund die Aushändigung des Arbeits. 
buches verweigert wird. 


Wird der Antrag auf Ausſtellung eines Arbeitsbuches nicht vou dem Vater oder Vor⸗ 

munde geſtellt, fo bat die Ortspolizeibehörre den Nachweis zu fordern, daß der Vater oder 
Vormund dem Antrage zuſtimmt oder in den Fällen, wo die Erklärung des Vaters nicht beſchafft 
werden kann, oder wo der Vater ohne genügenden Grund und zum Nachtheil des Arrelters die 
Zuſtimmung verweigert, daß die Gemeindebebörde desjenigen Orts, wo der Arbeiter feinen letzten 
dauernden Aufenthalt gehabt oder wo, in Ermangelung eines ſolchen innerhalb des Deutſchen 
Reichs, der Arbeiter ſeinen erſten deutſchen Arbeitsort gewählt hat, die Zuſtimmung des Vaters 
ergänzt hat. 
Daß die Erklärung des Vaters nicht zu beſchaffen ſei, wird in der Regel nur anzu⸗ 
nehmen fein, wenn der lltztere körperlich oder geifitg unfähig iſt, eine Erklärung abzugeben, oder 
wenn ſein Aufenthalt unbekannt oder der Act it, daß ein mündlicher oder ſchriftlicher Verkehr 
mit ihm nicht möglich iſt. Eine Ergänzung der Zuſtimmung des Vorwundes ift im Geſetze nicht 
vorgeſehen und demnach auch nicht auszuſprechen. Die Ergänzung der Zuſtimmung des Vaters 
ift, 71 ſie geſetzlich begründet erſcheint, ſchriftlich auszuſprechen und mit Unterſchrift und Siegel 
zu verſehen. 

Der Nachweis der Zuftimmung des Vaters oder Vormundes iſt durch Beibringung einer 
mündlichen oder ſchriftlichen Erklärung des Vaters oder Vormundes, der Nachweis der Ergänzung 
der Zuſtimmung des Vaters iſt durch eine ſchriftliche Beſcheinigung der vorbezeichneten Gemeinde⸗ 
behörde zu erbringen. 

Soweit nicht anderweit feftfteht, daß der Arbeiter zum Beſuch der Volksſchule verpflichtet 
iſt, ift darüber eine Beſcheinigung des Schullinſpektors desjenigen Ortes zu erfordern, wo der 
Arbelter aus der Volksſchule entlaſſen iſt. 

Sofern Jahr, Tag und Ort der Geburt des Arbeiters nicht anderweit feſtſtehen, iſt die 
Beibringung einer Geburtsurkunde (Geburts⸗, Tauf⸗Scheines) zu fordern. 
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Die Ausſtellung des Arbeitsbuches erfolgt durch Ausfüllung der beiden erſten Seiten des 
Formulars nach dem anliegenden Muſter. Die Nummer des Arbeitsbuches muß mit der laufenden 
Nummer des Verzeichniſſes der Arbeitsbücher übereinſtimmen. 


Die Aushändigung des Arbeitsbuches darf erft erfolgen, wenn sämmtliche Spalten des 
Verzeichniſſes der Arbeitsbücher ausgefüllt ſind. 

Nach den bisherigen Beſtimmungen werden auch die in Fabriken beſchäftigten Kinder 
unter 14 Jahren von der Führung eines Arbeitsbuches entbunden, da dieſe Perſonen, ebenſo wie 
die noch zum Beſuche der Volksſchule verpflichteten, in Fabriken beſchäftigten jungen Leute von 
14—16 Jahren nach § 137 Abſ. 1 a. a. O. eine Arbeitskarte führen mußten. 

Nachdem die Verpflichtung zur Führung einer Arbeitskarte durch die neue Faſſung des 
8 137 aufgehoben worden iſt, tritt nach S 107, Abſ. 1 auch füc die nicht mehr zum Beſuche 
der Volksſchule verpflichteten Kinder, welche in Fabriken und dieſen gleichſtehenden Anlagen be⸗ 
ſchäftigt werden, die Verpflichtung zur Führung eines Arbeitsbuches ein. 


Die Beſtimmungen des § 137 über die Arbeitskarten und die dazu unter B der An⸗ 
weiſung an die Ortspolizeibehörden vom 24. Oktober 1878 ergangenen Ausführungsvorſchriften 
bleiben dagegen für diejenigen Kinder und diejenigen zum Beſuche der Volksſchule noch ver⸗ 
pflichteten jungen Leute von 14—16 Jahren, welche ausweislich der für fie ausgeſtellten Arbeits⸗ 
karte bereits vor dem 1. Junt 1891 ın Fabriken und dieſen gleichſtehenden Anlagen beſchäftigt 
waren, ſo lange in Geltung, bis für ſie nach Vollendung des 14. Lebensjahres und nach 
Beendigung der Schulpflicht ein Arbeitsbuch ausgeſtellt worden iſt, keinesfalls aber länger als bis 
zum 1. April 1894 (Artikel 9, Abſatz 4 des Geſetzes vom 1. Juni 1891). 


Da die Einrichtungen des neu vorgeſchriebenen Arbeitsbuches von denjenigen der bis⸗ 
herigen Arbeitsbücher abweicht, ſo müſſen vom 1. April d. J. ab auch diejenigen minder⸗ 
jährigen Arbeiter, welche bereits vorher in Beſchäftigung getreten ſind, ſich mit einem 
den neuen Beſtimmungen entſprechenden Arbeitsbuch verſehen. Die bisherigen Arbeits: 
bücher ſind von ihnen der Ortspolizeibehörde vorzulegen und von dieſer als nicht mehr brauchbar 
durch einen amtlichen Vermerk zu ſchließen. 


Die Ausfertigung der Arbeitsbücher erfolgt koſten⸗ und ſtempelfrei. 


Die im Kreiſe vorhandenen minderjährigen Arbeiter, ſowie deren Eltern und Vormünder 
weiſe ich hierdurch auf die Nothwendigkeit der Beſchaffung neuer Arbeitsbücher hin und beauftrage 
alle Guts⸗ und Gemeindevorſteher, dieſes noch ſofort in ihrer Ortſchaft beſonoers öffentlich bekannt 
zu machen 

Die Arbeitgeber haben bei der Annahme minderjähriger Perſonen zur Arbeit deren 
Arbeitsbuch einzufordern und find verpflichtet das Arbeitsbuch aufzubewahren. auf amtliches Ver⸗ 
langen vorzulegen, nach rechtmäßiger Löſung des Arbeitsverhältniſſes bei unter 16 Jahre alten 
Perſonen ſtets und bei ältern Perſonen ſofern es beſonders verlangt wird, an den Vater oder 
Vormund, andernfalls an den Arbeiter ſelbſt wieder auszuhändigen. 

Nach 8 138 und 8 154 darf die Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern und von 
Arbeiterinnen überhaupt in Fabriken und dieſen gleichſtehenden Anlagen nicht ſtattfinden, bevor 
der Arbeitgeber der Ortspolizeibehörde davon eine ſchriftliche Anzeige gemacht hat. In dieſer 
Anzeige ſind die Fabrik, die Wochentage an welchen die Beſchäftigung ſtattfinden ſoll, Beginn und 
Ende der Arbeitszeit und der Pauſen, ſowie die Art der Beſchäftigung anzugeben, ferner muß die 
Anzeige erſehen laſſen ob in dem Betriebe Kinder unter 14 Jahren, junge Leute zwiſchen 14 und 
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16 Jahren und Arbeiterinnen über 16 Jahren, oder welche dieſer 3 Arbeiterklaſſen beſchäftigt 
werden ſollen. Denjenigen Fabriken, welche bereits vor dem 1. April d. J. Arbeiterinnen über 
16 Jahren beſchäftigt haben, iſt zur Erſtattung der Anzeige⸗Friſt bis 16 April cr. gewährt. 
Eine Aenderung gegen den Inhalt der Anzeigen darf nicht erfolgen bevor eine entſprechende 
weitere Anzeige der Polizeibehörde gemacht iſt. 

Die Ortspolizeibehörde hat die eingehenden Anzeigen ſowie die ſpäteren Veränderungs⸗ 
anzeigen in einem für jede Fabrik und gewerbliche Anlage beſonders zu führendes Actenheft 
aufzubewahren und auf Grund der Anzeigen 2 Verzeichniſſe nach vorgeſchriebenen Formularen B 
für weibliche Arbeiterinnen und C für jugendliche Arbeiter zu führen. 

In jeder Fabrik oder gleichgeſtellten gewerblichen Anlagen hat der Arbeitgeber nach 8 138 
des Geſetzes dafür zu ſorgen, daß in den betreffenden Arbeitsräumen ein Auszug aus den Be⸗ 
ſtimmungen über die Beſchäftigung von Arbeiterinnen über 16 Jahren nach Muſter D und 
ſofern jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, in den betreffenden Arbeitsräumen ein Exemplar 
der Beſtimmungen über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter nach Muſter E, ſowie ein Ver⸗ 
eichniß der jugendlichen Arbeiter, unter Angabe ihrer Arbeitstage, des Beginns und Endes ihrer 
Arbeitszeit und der Pauſen, nach Formular F an einer in die Augen fallenden Stelle ausgehängt 
iſt. Die Ortspolizeibehörden haben jeden Arbeitgeber, welcher die Anzeige über die Beſchäftigung von 
Arbeiterinnen oder jugendlichen Arbeitern macht, ausdrücklich auf dieſe Verpflichtungen hinzuweiſen. 

Die Arbeitgeber fordere ich auf, ſich die nöthigen Plakatformulare D, E und F ſchleunigſt 
zu beſchaffen. Ich bemerke dabei, daß die genaue Beſchaffenheit der Anzeige und Verzeichniſſe bei 
der Ortspolizeibehörde eingeſehen werden kann. 

Nach $ 150 der Gewerbeordnung wird mit Geldſtrafe bis zu 20 % und im Unver⸗ 
mögensfalle mit Haft bis zu 3 Tagen für jeden Fall der Verletzung des Geſetzes beſtraft, wer 
den Beſtimmungen des § 107 zuwider eine minderjährige Perſon ohne Arbeitsbuch in Beſchäftigung 
nimmt oder behält, ſowie wer, außer dem in § 146 No. 3 vorgeſehenen Falle, den Beſtimmungen 
des Geſetzes in Anſehung der Arbeitsbücher zuwiderhandelt. 

Ferner wird nach $ 149, Ziffer 7 mit Geldſtrafe bis zu 30 / und im Unvermögens⸗ 
falle mit Haft bis zu 8 Tagen beſtraft, wer es unterläßt, den durch 8 138 für ihn begründeten 
Verpflichtungen nachzukommen. 

In jeder gewerblichen Anlage, welche den Beſtimmungen der SS 135 bis 139 b der 
Gewerbeordnung unterliegt und in der Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, 
hat die Ortspolizeibehörde mindeſtens halbjährlich eine ordentliche Reviſion und außerdem nach 
Bedürfniß außerordentliche Reviſionen vorzunehmen, bei welchen Reviſionen die Vorſchriften unter 
6 der Anweiſung zu beachten find und wobei namentlich auch die Befolgung der Beſtimmungen 
in Betreff der Arbeitsbücher zu überwachen iſt. 

Alle bei den Reviſionen und auch bei anderen Gelegenheiten ermittelten Uebertretungen 
ſind zur Beſtrafung zu bringen. Alljährlich im Monat Dezember haben die Ortspolizeibehörden 
dem Herrn Regierungs⸗Präſident eine Uebersicht der in ihrem Bezirke vorhandenen Fabriken und 
gewerblichen Anlagen, in denen Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, nach 
einem Formular J einzureichen. 

Sämmtlichen Herren Amtsvorſtehern habe ich ein Exemplar der Ausführungsanweiſung, 
ſowie ein Muſter zu dem Verzeichniß der aus gefertigten Arbeitsbücher A und je ein Exemplar der 
übrigen in der Anweiſung vorgeſchriebenen Formulare B. C, D, E, F und J überſendet und 
erſuche dieſelben ſich ſchleunigſt mit dieſen Druckſachen bekannt zu machen und deren Beſtimmungen 
genau zu beachten. Iusbeſondere weile ich die Herren Amts vorſteher an, ſich ſofort genügenden 
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Vorrath von Arbeitsbüchern und Formularen zu beſchaffen und nöthigen Falls telegraphiſch zu 
beſtellen. 

Vorſchriftsmäßige Druckſachen find von der Buchhandlung von Fr. Kortkampf in 
Charlottenburg hergeſtellt und beträgt der Preis für die Arbeitsbücher für 10 Stück 1 A, für 
25 Stück 2 AM 50 4, für 100 Stück 7 1 50 4. für 250 Stück 15 %, für 500 Stück 274 50 4. 
und für 1000 Stück 50 % Anweiſungen koſten für je 100 Stück 3 A, für je 1000 Stück 25% 
Die Formulare A bis J koſten je für 10 Bogen 1 A1, für 25 Bogen 1 & 75 &, für 
100 Bogen 5 A, für 250 Bogen 10 &, für 500 Bogen 18 A und für 1000 Bogen 35 A 


Danzig, den 26. März 1892. 
Der Lander et 
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2. Bekanntmachung, 
die Beſchädigung der Telegraphenanlagen betreffend. 


Die Reichs⸗Telearaphenlinien find häufig vorſätzlichen oder fahrläſſigen Beſchädigungen, 
namentlich durch Zertrümmerung der Iſolatoren mittelft Steinwürfe ꝛc. ausgeſetzt. Da durch 
dieſen Unfug die Benutzung der Telegraphenanſtalten verhindert oder geſtört wird, fo wird hier⸗ 
durch auf die durch das Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich feſtgeſetzten Strafen wegen der⸗ 
gleichen Beſchädigungen aufmerkſam gemacht. 


Gleichzeitig wird bemerkt, daß demjenigen, welcher die Thäter vorſätzlicher oder fahr⸗ 
läſſiger Beſchädigungen der Telearaphenanlagen derart ermittelt und zur Anzeige bringt, daß die⸗ 
ſelben zum Erſatze und zur Strafe gezogen werden können, Belohnungen bis zur Höhe von 
fünfzehn Mark aus den Fonds der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verwaltullg werden gezahlt 
werden. Dieſe Belohnungen werden auch dann bewilligt werden, wenn die Schuldigen wegen 
jugendlichen Alters oder wegen ſonſtiger perſönlicher Gründe geſetzlich nicht haben beſtraft oder 
zum Erſatze herangezogen werden können; desgleichen wenn die Beſchädigung noch nicht wirklich 
ausgeführt, ſondern durch rechtzeitiges Einſchreiten der zu belohnenden Perſonen verhindert worden 
iſt, der gegen die Telegraphenanlage verübte Unfug aber ſoweit feſtſteht, daß die Beſtrafung der 
Schuldigen erfolgen kann. 


Die bezüglichen Beſtimmungen in dem Strafgeſetzbuche für das Deutſche Reich lauten: 


„§ 317. Wer vorſätzlich und rechtswidrig den Betrieb einer zu öffentlichen Zwecken 
dienenden Telegraphenanlage dadurch verhindert oder gefährdet, daß er Theile 
oder Zubehörungen derſelben beſchädigt oder Veränderungen daran vornimmt, 
wird mit Gefängniß von einem Monat dis zu 3 Jahren beſtraft. 


§ 318. Wer fahrläſſiger Weiſe durch eine der vorbezeichneten Handlungen den Betrieb 
einer zu öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenanlagen verhindert oder 
gefährdet, wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis 
zu neunhundert Mark beſtraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Beaufſichtigung und Bedienung der 
Telegraphenanlagen und ihrer Zubehörungen angeſtellten Perſonen, wenn fie 
durch Vernachläſſigung der ihnen obliegenden Pflichten den Betrieb verhindern 
oder gefährden. 


$ 318 a. Die Vorſchriften in den SS 317 und 318 finden gleichmäßig Anwendung 
auf die Verhinderung oder Gefährdung des Betriebes der zu öffentlichen 
Zwecken dienenden Rohrpoſtanlagen; 
Unter Telegraphenanlagen im Sinne der 85 317 und 318 find Fern⸗ 
ſprechanlagen mitbegriffen“. 

Die Polizeibehörden bezw. Beamten werden erſucht, bei den in ihren Bezirken ſich vor⸗ 
findenden Beſchädigungen von Telegraphenanlagen zur Ermittelung der ſchuldigen Perſonen ihre 
Mitwirkung gefälligſt eintreten zu laſſen. 

Danzig, den 6. März 1892. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 


Die Guts⸗ und Gemeindevorſteher beauftrage ich, dieſe Bekanntmachung noch beſonders 
in threr Ortſchaft den Bewohnern zur Kenntulß zu bringen, und die Herren Amtsvorſteher 
erſuche ich, die Bekanntmachung im Amtslokal auszuhängen. 

Ferner weiſe ich ſämmtliche Lehrer und Lehrerinnen bei den Schulen im Kreiſe hier⸗ 
durch an, die Bekanntmachung den Schulkindern mitzutheilen und dieſelben dabei vor jeder Bes 
ſchädigung der Telegraphenanlagen ernſtlich zu warnen. 


Danzig, den 18. März 1892. 
Der Landrath. 


3. Die Herren Amtsvorſteher erſuche ich ergebenſt, mir innerhalb 14 Tagen ein Verzeichniß 
der in ihrem Amtsbezirk vorhandenen Gaſtſtälle geſondert nach Ortſchaften und unter Angabe 
des Namens des Gaſtwirths einzureichen. 
Danzig, den 24. März 1892. 
Der Landrath. 


4. Den Herren Amtsvorſtehern, ſowie Guts⸗ und Gemeindevorſtehern theile ich mit, daß 
der Mlilitair⸗Invalide Guſtav Czarnetzki, bierſelbſt, Eagliſcher Damm 5 wohnhaft, ſich bel mir 
um eine Anſtellung als Ortsdiener oder Amts diener gemeldet hat, und ſtelle ich ſeine Berück⸗ 
ſichtigung im Falle des Bedarfs anheim. 
Danzig, den 25. März 1892. 
Der Landrat 


5. Die Herren Amtsvorſteber erſuche ich, die von mir mittelſt Kreisblattverfügung vom 
25. Februar d. Js. erforderten Berichte über die Reviſton der Ziegelringöfen, ſoweit dies noch 
nicht geſchehen, nunmehr beſtimmt binnen 8 Tagen einzureichen, widrigenfalls ich die fehlenden 
Berichte koſtenpflichtig abholen laſſen werde. 
Danzig, den 25. März 1892. 
Der Landrath. 
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6. Der Herr Miniſter des Innern hat durch Erlaß vom 4. d. Mts. der Direktion der 
Diakonlſſen⸗Anſtalt zu Kaiſerswerth die Erlaubniß ertheilt, zum Beſten der Anſtalt in dieſem 
Jahre wiederum eine Ausſpielung beweglicher Gegenſtände (Handarbeiten, Bücher, Bilder u. dgl.) 
zu veranftolten, dazu 15 500 Looſe zum Preiſe von je 50 4 auszugeben und dieſe im ganzen 
Bereiche der Monarchie zu vertreiben. 
Danzig, den 25. März 1892. 
Der Landrath. 
7. Unter Bezugnahme auf meine Kreisblatt⸗Verfügung vom 16. d. M. fordere ich die 
Ortsvorſtände, welche bis jetzt die Stammrollen noch nicht abgeholt haben, auf, dieſelben bis 
ſpäteſtens zum Sonnabend, den 2. April c., aus dem diesſeitigen Bureau abzuholen. 
Die Nachweiſungen der Geſtellungspflichtigen, welche nicht bis Montag, den 4. April e., 
hier eingelaufen ſind, werden ſofort ohne jede weitere Erinnernng koſtenpflichtig abgeholt werden 
Danzig, den 28. März 1892. . 
Der Landrath. 


Verfügungen und Bekanntmachungen anderer Behörden. 


8. Bekanntmachung. 

Wir machen auf die im 13. Stücke unſeres Amtsblattes enthaltene Bekanntmachung 
der Hauptverwaltung der Staatsſchulden dom 4. d. Mts., betreffend die Verlooſung von 
Staatsſchuldſcheinen von 1842, mit dem Bemerken aufmerkſam, daß Verzeichniſſe von 
den Nummern der gezogenen Schuldverſchreibungen bei der hieſigen Regierungs- Haupt 
kaſſe, bei dem Königlichen Haupt⸗Zollamt hierſelbſt, bei den Königlichen Haupt⸗Steuer⸗Aemtern 
zu Elbing und Pr. Stargard, bei ſämmtlichen Königlichen Kreiskaſſen, bei den Königlichen 
Steuerämtern zu Dirſchau und Sobbowitz, ferner bei ſämmtlichen Königlichen Landraths⸗Aemtern, 
bei ſämmtlichen Magiſtroten, bet den ſtädtiſchen Kämmerei⸗Kaſſen und in den Geſchäftsräumen 
der hieſigen Königlichen Polizei⸗Oirection zur Einſicht offen liegen. 

Die Beſitzer gekündigter Schuldverſchreibungen verlieren, wenn ſie die Einlöſung der 
letzteren zu dem beſtimmten Zeitpunkte unterlaſſen, von da ab die Zinſen des Kapitals und müſſen 
es ſich bei ſpäterer Einlöſung gefallen laſſen, daß ihnen der Betrag der auf die fehlenden Zins⸗ 
ſcheine zur Ungebühr erhobenen Zinſen von dem Kapitalbetrage abgezogen wird. 

Danzig, den 23. März 1892. 

Königliche Regierung. 
Rahtlev. 
9. Die Orts. Vorſtände von Borgfeld Gut, Domachau, Goſchin, Geenzdorf, Hochſtrieß, 
Johannisthal, Katzke, Gr. Kleſchkau Gut, Kl. Kleſchtau. Kokoſchken, Müagau, Ottomin 
und Rambau, Schönfeld Dorf, Straſchin, Sulmin, Trampken Forſtaut und Zankenzin, welche 
die in meiner Kreisblattsverfügung vom 26. Februar d. 38. (Kreisblatt pro 1892 No. 19 
Ziffer 9) verlangten drei Nachweiſungen bezw. Vacatanzeigen über die Forenſen pp. bls jetzt 
nicht eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, die qu Nachwelſungen bezw. Vakatanzeigen 
nunmehr beſtimmt bis zum 2 April er. einzuſenden. Gegen die auch dann noch fäumigen 
Herren Guts und Gemeindevorſteher werde ich eine Ordnungsſtrafe von fünf Mark feſtſetzen. 
Danzig, den 25. März 1892. 
Der Vorſitzende des Kreis⸗Ausſchuſſes. 
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10. Die Lieferung nachſtehender zu den Regulirungsbauten der Weichſel und Nogat erforder⸗ 
lichen Materialien fol in Submiſſion verdungen werden: 
1 Abtheilung Pieckel. 
30000 ebm Faſchinen, 
300 Tauſend Buhnenpfähle, 
4 Tauſend Pflaſterpfähle, 
20 Tauſend Spreutlagepfähle, 
1000 ebm Pflaſterſteine, 
4300 ebm Sinkſtückſteine, 
500 ebm Ziegelgrus, 
4000 kg Draht No. 12, 
2000 kg Draht No. 20. 
II. Abtheilung Dirſchan. 
50000 ebm Faſchinen, 
320 Tauſend Buhnenpfähle, 
22 Tauſend Spreutlagepfähle, 
9 100 ebm Sinkſtückſteine, 
100 ebm Ziegelgrus, 
4500 kg Draht No. 12, 
5500 kg Draht No. 20. 
III. Abtheilung Neufähr. 
u 2000 ebm Faſchinen, 
* 75 Tauſend Buhnenpfähle, 
2 Tauſend Pflaſterpfähle, 
500 cbm Pflaſterſteine, 
500 ebm Sinkſtückſteine, 
500 ebm kleine Steine von 8—15 em Größe, 
350 ebm Ziegelgrus, 
150 ebm Kies. 
Hierzu ſteht ein Termin auf Freitag, den 8. April d. Js., im Gaſthauſe zum goldnen 
Hirſch, hierſelbſt, Mattenbuden No. 14 an, und zwar für die vieferung von: 


1. der Fafchinen . 8 a 2 Vormittags 9 Uhr, 
2. der Pfähle ar: 2 . 105 
3. der Steine 4 4 h 3 ½ 11 
4. des Zlegelgruſes und Kleſes ½212 
5. des Drahts. £ : Mittags 12 


Die Angebote ſind verſiegelt und mit entſprechender Aufſchrift verſehen, für jede der 
vorſtehenden 5 Lieferungen getrennt rechtzeitig einzureichen, und es können die Bedingungen in 
den Geſchäftszimmern des Unterzeichneten, Vorſtädtiſchen Graben No. 40, ſowie der Bau⸗ 
abtheilungen zu Pieckel und Dirſchau eingeſehen auch abſchriftlich bezogen werden gegen Erlegung 
von 1 „ Schreibgebühr. 

Danzig, den 23. März 1892. 

Der Baurath. 
G. Steinbick. 
Beilage. 


